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Einleitung 

Die erste Stufe der Umgebungslärmrichtlinie ist mit der 

Lärmkartierung in der Umgebung der großen 

Hauptverkehrswege und in den großen Ballungsräumen 

sowie der Aufstellung der dazugehörigen Lärmaktionspläne 

weitestgehend abgeschlossen. Die zweite Runde steht nun 

unmittelbar bevor. Bis zum 30. Juni 2012 sind für alle 

Hauptverkehrswege und alle Ballungsräume Lärmkarten zu 

erstellen und bis zum 18. Juli 2013 Lärmaktionspläne 

auszuarbeiten. Damit wurde der Anwendungsbereich 

deutlich ausgeweitet, um die Lärmbelastung in weiteren 

Gebieten zu reduzieren. 

Ergebnisse der Lärmkartierung 

Bereits die Lärmkartierung der 1. Stufe hat gezeigt, dass in 

Deutschland weite Teile der Bevölkerung hohen 

Lärmbelastungen ausgesetzt sind (Tabelle 1). So sind allein 

in den 27 großen Ballungsräumen rund 4,2 Millionen 

Bürgerinnen und Bürger von Straßenverkehrslärm mit LDEN-

Pegeln größer 55 dB(A) betroffen. 

Tabelle 1: Belastung der Bevölkerung durch Umgebungs-
lärm in Deutschland entlang von Hauptverkehrswegen und 

in den Ballungsräumen der 1. Stufe der 

Umgebungslärmrichtlinie [1] 

 LDEN  

> 55 dB(A) 

LNight  

> 50 dB(A) 

Straßenverkehrslärm 6.735.300 4.287.500 

Schienenverkehrslärm 4.562.600 3.722.800 

Flugverkehrslärm 746.500 259.100 

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Lärmbelastung in 

Europa (Tabelle 2). So sind in der Umgebung der Haupt-

verkehrsstraßen außerhalb von Ballungsräumen 34 Mio. 

Menschen von Straßenverkehrslärm mit LDEN-Pegeln größer 

55 dB(A) betroffen. 

Tabelle 2: Belastung der Bevölkerung durch Umgebungs-
lärm in Europa in den 163 Ballungsräumen der 1. Stufe der 

Umgebungslärmrichtlinie [2] 

 LDEN  

> 55 dB(A) 

[Mio.] 

LNight  

> 50 dB(A) 

[Mio.] 

Straßenverkehrslärm 55,8 40,1 

Schienenverkehrslärm 6,3 4,5 

Flugverkehrslärm 3,3 1,8 

Industrielärm 0,8 0,5 

Stand der Lärmaktionsplanung in Deutschland 

Zur Verminderung dieser hohen Lärmbelastungen und zum 

Schutz ruhiger Gebiete sind durch die zuständigen 

Behörden, unter Mitwirkung der Öffentlichkeit, Lärm-

aktionspläne zu erarbeiten. 

Im Rahmen des Forschungsvorhabens „Lärmbilanz 2010“ 

hat das Umweltbundesamt eine systematische Analyse zum 

Stand der Lärmaktionsplanung und zu den zahlreichen 

Erfahrungen zu Vorgehensweisen, Erfolgen, aber auch zu 

Schwierigkeiten vorgenommen [3, 4]. 

Es wird deutlich, dass die Umsetzung der EU-

Umgebungslärmrichtlinie dazu beigetragen hat, dass das 

Thema Lärm wesentlich stärker in den Fokus von 

Öffentlichkeit und Politik gerückt ist. Bis zum 30.06.2011 

lagen 1.200 Meldungen zur Lärmaktionsplanung vor. 10 % 

aller deutschen Gemeinden haben eine entsprechende 

Meldung abgegeben. In diesen Gemeinden leben 52 % der 

Gesamtbevölkerung (42,8 Mio.) in Deutschland (Abbil-

dung 1). 

 

Abbildung 1: Lärmkartierte Gemeinden mit (blau) und 
ohne (grau) Meldung zur Lärmaktionsplanung (Stand 

30.06.2011) 
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Gleichzeitig ist erkennbar, dass ungünstige Bedingungen 

eine effektive Lärmminderung in vielen Städten und 

Gemeinden erschweren. Auf Grundlage einer umfassenden 

Analyse gibt das Forschungsvorhaben Hinweise für die 

Optimierung der Lärmaktionspläne und ihrer Rahmen-

bedingungen. Die wichtigsten Empfehlungen betreffen die 

Vorgaben zur Lärmkartierung, ein stärkeres Engagement der 

EU, längere Planungsfristen und Hinweise zur optimierten 

Durchführung der Aktionsplanung. Darüber hinaus werden 

Änderungen der Zuständigkeiten und Ermächtigungs-

grundlagen sowie eine finanzielle Unterstützung der 

Kommunen bei der Realisierung von lärmmindernden 

Maßnahmen vorgeschlagen. 

Auch die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-

schutz (LAI) hat in einem Bericht die Erfahrungen der 1. 

Stufe aus Sicht der Bundesländer und Kommunen 

zusammengetragen und Empfehlungen zur weiteren 

Umsetzung der Richtlinie an Kommunen, Bundesländer, 

Bund und Europäische Kommission erarbeitet [5]. So wird 

bspw. die europäische Ebene aufgefordert, die 

Umgebungslärmrichtlinie und quellbezogene Richtlinien 

enger miteinander zu verzahnen, um ungenutzte Lärm-

minderungspotenziale an der Quelle auszuschöpfen.  

Implementierungsbericht der Europäischen 

Kommission 

Gemäß Artikel 11 der Umgebungslärmrichtlinie hat die 

Europäische Kommission (KOM) einen Bericht über die 

Durchführung der Richtlinie vorzulegen. Dieser 

Berichtspflicht ist die KOM mit fast zwei Jahren Verspätung 

am 1. Juni 2011 nachgekommen [2]. In dem Bericht wird 

einerseits die Umsetzung der Richtlinie thematisiert, 

andererseits aber auch mögliche mittel- und langfristige 

Maßnahmen zur weiteren Ausgestaltung aufgezeigt. Die 

KOM macht darin deutlich, dass die aktuellen Erkenntnisse 

der Lärmwirkungsforschung darauf hindeuten, dass 

Umgebungslärm ein großes Gesundheitsrisiko für die 

Öffentlichkeit darstellt. So hat die WHO zusammen mit der 

Gemeinsamen Forschungsstelle der Kommission gezeigt, 

dass Verkehrslärm in Europa jährlich über eine Million 

gesunde Lebensjahre kostet. 

Zur Verbesserung der Durchführung der Richtlinie 

thematisiert die KOM eine Reihe von Aspekten: 

Die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Lärmkartierung in 

den einzelnen Mitgliedsländern ist noch lange nicht ideal. 

Deswegen will die KOM zusammen mit den Mitglieds-

ländern die Entwicklung von gemeinsamen Bewertungs-

verfahren stärker voranbringen. Dieses Projekt „CNOSSOS-

EU“ (Common Noise Assessment Methods in Europe) 

unterstützt Deutschland durch die intensive Mitarbeit von 

zahlreichen Fachleuten in den verschiedenen Arbeitsg-

ruppen. Ziel sollte es aus deutscher Sicht sein, für die 

strategische Lärmkartierung einfache, zweckmäßige und 

praktikable Verfahren zu etablieren. Die KOM strebt an, die 

gemeinsamen Bewertungsverfahren rechtzeitig vor der 

3. Runde im Jahr 2017/2018 verbindlich zur Anwendung 

festzuschreiben. 

Weiterhin hat die KOM die Bedeutung der verschiedenen 

Rechtsvorschriften zur Regulierung der Lärmquellen im 

Bericht thematisiert und prüft die Weiterentwicklung dieser 

Maßnahmen, um die Lärmbelastung in der EU zu verringern.  

Die deutlich unterschiedlichen Ansätze und Ambitionen der 

Mitgliedsländer bei der Lärmaktionsplanung haben nach 

Einschätzung der KOM gezeigt, dass ein einheitlicher 

Standard zum Lärmschutz innerhalb der EU gegenwärtig 

nicht realisierbar ist. Die Einführung obligatorischer 

Lärmgrenzwerte/Lärmzielwerte würde aber gegen den 

Grundsatz der Subsidiarität verstoßen. Alternative 

Möglichkeiten wären die Festlegung von Auslösewerten in 

der EU oder entsprechende EU-Empfehlungen. Diese und 

verschiedene andere Überlegungen hat die KOM den 

Mitgliedsländern vorgestellt und um Kommentierung 

gebeten. Deutschland hat sowohl auf Bundesebene, als auch 

auf Ebene der Bundesländer umfänglich Stellung genommen 

und der KOM weitere Unterstützung bei der Bekämpfung 

des Umgebungslärms zugesichert. 

Die KOM plant zur Verbesserung der Wirksamkeit der 

Richtlinie in diesem Jahr eine europaweite öffentliche 

Online-Konsultation. Nach der Auswertung der Ergebnisse 

dieser Konsultation wird die KOM unter Berücksichtigung 

der Stellungnahmen der Mitgliedsländer und der Stakeholder 

einen Vorschlag zur Novellierung der Richtlinie 

unterbreiten.  
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